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Editorial: Drogenlegalisierungslobby will 
mit politischem Druck ihre Ziele erreichen

Bild: pixabay.com

Die offene Drogenszene im Kocherpark in Bern, Anfang der 1990er-Jahre. Bild: SRF

Heute noch ein Witz, 
morgen vielleicht schon 
Realität: Karikatur zur 
Drogenpolitik im Satire-
Magazin «Nebelspalter».
Bild: nebelspalter.ch

Schlafmittel – Nebenwirkungen von Stilnox, Xanax, Temesta und Dormi-
cum: Reaktionsverminderung, Kopfschmerzen, Schwindel, Muskel-
schwäche, Teilnahmslosigkeit (Apathie), Sehstörungen, Verwirrtheit, De-
pressionen. Diese Medikamente führen schnell zu Abhängigkeit!

Hustensirup – Nebenwirkungen von Makatussin: In seltenen Fällen 
können Antriebslosigkeit, Stimmungsschwankungen, Schlafstörungen, 
Ohrensausen, Bronchialkrämpfe, Mundtrockenheit und in sehr seltenen 
Fällen Überempflindlichkeitsreaktionen (Allergien), Schlafstörungen 
oder Euphorie auftreten. Bei längerem und hochdosiertem Gebrauch kann 
sich eine Codein-Toleranz mit psychischer und physischer Abhängigkeit 
entwickeln.

Gefährliche Nebenwirkungen

Nur noch private Vereine wie «Eltern gegen Drogen» setzen sich für Drogenabstinenz ein.

Bild:zvg

In den 90er-Jahren wurden verschie-
dene Vereinigungen gegründet, wel-
che mit der Legalisierungslobby nicht 
einverstanden waren und gegen deren 
Drogenpolitik ankämpfen wollten, 
zum Beispiel «Gesunde Jugend», «Ju-
gend ohne Drogen», «Ärzte gegen 
Drogen», «Vereinigung ehemals 
Süchtiger», sowie die Schweizerische 
Vereinigung «Eltern gegen Drogen», 
deren Präsidium ich ausübe. Aus 
Dankbarkeit, dass keines von unseren 
vier Kindern jemals Interesse an 
Suchtmitteln zeigte, und ich dieses 
Problem nur aus dem Bekanntenkreis, 
von damals Hilfesuchenden und die 
Zustände auf dem Kocherpark in Bern 

kannte, engagiere ich mich seither 
auch bei der Herstellung unseres Info- 
Bulletins. Die Gründung dieser Verei-
nigungen war damals dringend nötig 
als Gegengewicht zur ideologisch mo-
tivierten Drogenlegalisierungslobby.

Drogenlegalisierungslobby an 
Schaltstellen der Drogenpolitik

Damals wie heute wurden in der 
Deutschschweiz die Schaltstellen der 
Medien, der Fürsorge- und Sozial-
ämter, aber auch der Drogenpolitik 
von sogenannten Fachleuten in 
Suchtfragen besetzt. Ihre Strategie ist 
immer noch dieselbe, dass der Staat je-
dem Einzelnen «das Recht, Drogen 
konsumieren zu dürfen» einräumen 
müsse. Damit das Ausleben der 
Süchte die Gesundheit der Einzelnen 
nicht allzu stark beeinträchtigen kön-
ne, sollte der Staat «saubere» 
Rauschgifte selbst anpflanzen oder 
einkaufen, kontrollieren und auf 
Rechnung der Krankenkassen abge-
ben. Damit die Schweizer Bevölke-
rung diesem Plan zustimmen würde, 
wurde der Drogenhandel und -kon-
sum in den Städten in den 90er-Jahren 

ohne Intervention der Polizei so lange 
zugelassen, bis das Elend in den offe-
nen Drogenszenen offensichtlich war. 
Auch die Sicherheit der Bevölkerung 
war nicht mehr gewährleistet. Mit 
schauerlichem Bildmaterial von den 
offenen Drogenszenen versuchten die 
Medien, in der Bevölkerung einen 
Meinungsumschwung für eine 
Drogenliberalisierung zu erzwingen.

Propagandawalze der Drogen-
legalisierungslobby rollt wieder an

Heute setzt leider wieder dieselbe 
Drogenlegalisierungslobby – welche 
in den 90er-Jahren die Abstimmung 
zur Drogleg-Initiative mit 74 % Nein-
Stimmen, aber auch die Cannabis-
legalisierung mit 63 % Nein-Stimmen 
verloren hat – alle Hebel in Bewe-
gung, um das Betäubungsmittelgesetz 
zu verwässern, zu unterlaufen und neu-
erdings mit einem «Experimentier-
Artikel» ad absurdum zu führen. Eine 
solche Verharmlosung und Legalisie-
rung (nach der Drogenlegalisierungs-
lobby «Regulierung») wird bestimmt 
eine Zerstörung vieler wertvoller 
Menschenleben zur Folge haben. Ver-
schiedene Beteiligte und bankrotte 
Staaten wittern eine lukrative Ein-
nahmequelle, unterstützt in ihren ver-
werflichen Absichten durch die 
Hochfinanz, wie z.B. George Soros.

Aus den Heroinabgabeversuchen 
ist eine eigentliche «Drogenindu-
strie» entstanden

Seit den 90er-Jahren werden drogen-
süchtige Menschen nicht mehr als 
Kranke, sondern als Klienten behan-
delt, welche selber bestimmen sollen, 

was und wie viele Suchtmittel sie kon-
sumieren wollen. Zwar wurde den 
Stimmbürgerinnen und Stimmbür-
gern bei der Abstimmung zu den 
Heroinabgabeversuchen verspro-
chen, dass diese staatliche Rausch-
giftabgabe nach der Schliessung der 
offenen Drogenszenen als Überle-
benshilfe für die Süchtigen notwendig 
sei,  aber dass eine zeitl iche 
Beschränkung sowie ein Dosisabbau 
bis zur Abstinenz praktiziert würden. 
Natürlich wussten die Promotoren der 
Heroinabgabe auch von gescheiterten 
Drogenabgabeversuchen aus dem 
Ausland wie Schweden und England. 
Wie wir feststellen müssen, ist aus den 
1995 gestarteten Experimenten eine ei-
gentliche, staatlich bezahlte «Drogen-
industrie» entstanden. Der frühere 
Nationalrat Felix Gutzwiler zum Bei-
spiel profitierte damals indirekt von 
den Drogensüchtigen. Er sass jahre-
lang im Verwaltungsrat der Siegfried 
AG, welche das lukrative Geschäft mit 
der Methadonherstellung tätigt.

Die Einflussnahme der Medien auf 
die Drogenpolitik

«In einer Demokratie geschieht letzt-
lich das, was das Volk in seiner 
Mehrheit meint und will. Was es aber 
meint und will, hängt von den Infor-
mationen ab, die ihm vermittelt oder 
vorenthalten werden.» Diese Fest-
stellung des Kölner Professors Kiele 
trifft insbesondere für die Drogen-
politik zu. Deshalb ist unsere Stimme 
wichtig. Aber ihr Gehör zu verschaf-
fen, können wir ausschliesslich in un-
serem Bulletin.

Die Schweizerische 
Vereinigung «Eltern 
gegen Drogen» klärt 
auf: Bestellen Sie 
unsere Info-Broschüre 
zum Thema Cannabis 
(Talon letzte Seite).

Sabina Geissbühler-Strupler, Präsidentin
der Schweiz.Vereinigung Eltern gegen Drogen
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Aus dem Inhalt
Generelle Meldepflicht beim 
Hanfanbau

Beanstandungen von CBD-
Produkten

Mehr Spitalbehandlungen infolge 
von Cannabiskonsum

Kiffen: Beobachtungen eines 
Schülers

Die wöchentliche Heroinabgabe 
an Süchtige, ein katastrophaler 
Entscheid!

Eine weitere «Überlebenshilfe» 
mit Morphinpräparaten wird 
fälschlicherweise zur «Therapie» 
erklärt

Eindringlicher Appell

«Der Cannabis-Anbau ist ein sehr 
einträgliches Geschäft»

Besuchen Sie unsere Website:
www.elterngegendrogen.ch
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Schlafmittel – Nebenwirkungen von Stilnox, Xanax, Temesta und Dormi-
cum: Reaktionsverminderung, Kopfschmerzen, Schwindel, Muskel-
schwäche, Teilnahmslosigkeit (Apathie), Sehstörungen, Verwirrtheit, De-
pressionen. Diese Medikamente führen schnell zu Abhängigkeit!

Hustensirup – Nebenwirkungen von Makatussin: In seltenen Fällen 
können Antriebslosigkeit, Stimmungsschwankungen, Schlafstörungen, 
Ohrensausen, Bronchialkrämpfe, Mundtrockenheit und in sehr seltenen 
Fällen Überempflindlichkeitsreaktionen (Allergien), Schlafstörungen 
oder Euphorie auftreten. Bei längerem und hochdosiertem Gebrauch kann 
sich eine Codein-Toleranz mit psychischer und physischer Abhängigkeit 
entwickeln.

Gefährliche Nebenwirkungen

was und wie viele Suchtmittel sie kon-
sumieren wollen. Zwar wurde den 
Stimmbürgerinnen und Stimmbür-
gern bei der Abstimmung zu den 
Heroinabgabeversuchen verspro-
chen, dass diese staatliche Rausch-
giftabgabe nach der Schliessung der 
offenen Drogenszenen als Überle-
benshilfe für die Süchtigen notwendig 
sei, aber dass eine zeitliche Beschrän-
kung sowie ein Dosisabbau bis zur 
Abstinenz praktiziert würden. Natür-
lich wussten die Promotoren der 

Heroinabgabe auch von gescheiterten 
Drogenabgabeversuchen aus dem 
Ausland wie Schweden und England. 
Wie wir feststellen müssen, ist aus den 
1995 gestarteten Experimenten eine ei-
gentliche, staatlich bezahlte «Drogen-
industrie» entstanden. Der frühere 
Ständerat Felix Gutzwiller zum Bei-
spiel profitierte damals indirekt von 
den Drogensüchtigen. Er sass jahre-
lang im Verwaltungsrat der Siegfried 
AG, welche das lukrative Geschäft mit 
der Methadonherstellung tätigt.

«In einer Demokratie geschieht 
letztlich das, was das Volk in seiner 
Mehrheit meint und will. Was es 
aber meint und will, hängt von den 
Informationen ab, die ihm vermit-
telt oder vorenthalten werden.» 
Diese Feststellung des Kölner Profes-
sors Kiele trifft insbesondere für die 
Drogenpolitik zu. Deshalb ist unsere 
Stimme wichtig. Ihr Gehör zu ver-
schaffen kann unsere Vereinigung je-
doch ausschliesslich über unser 
Bulletin «EgD-Info».

Die negativen Auswirkungen des seit 2016 legalen 
CBD-Hanf-Anbaus und des Konsums von THC-Hanf 
in den USA

Die Schweizer Bevölkerung hat sich 
immer wieder gegen eine Cannabis-
legalisierung, also gegen eine Locke-
rung im Betäubungsmittelgesetz, aus-
gesprochen. Die Cannabis-Initiative 
wurde mit 63 % und die Droleg-
Initiative mit 74 % abgelehnt! 

Leider wurde die kurze Medienmit-
teilung der SDA vom 16. Juli 2021 
nirgends publik gemacht, wonach 
sich gemäss einer Umfrage 62 Pro-
zent «Nein» und nur 38 Prozent 
«Ja» zu einer Legalisierung von 
Cannabis aussprechen.

Legalisierungsschritte mit der 
Umgehung der Bevölkerungs-
meinung

Damit wurden die Cannabislegali-
sierer/-innen im Eidgenössischen Par-
lament in ihrem unaufrichtigen Vor-
gehen bestätigt, nämlich die ableh-
nende Bevölkerungsmeinung mit Par-
lamentsbeschlüssen zu umgehen. So 
wurde 2016 beschlossen, dass der 
Anbau von CBD-Hanf in Zukunft le-
gal sei. Allerdings müsse der Gesamt-
THC-Gehalt weniger als ein Prozent 
aufweisen. Damit wurde willentlich 
oder ohne Kenntnis der Fakten einem 
Versteckspiel mit illegalen THC-In-
door- und Outdoor-Anlagen und lega-
len CBD-Züchtungen zugestimmt. 
Denn wegen gleichem Aussehen und 
gleichem Duft von erlaubtem CBD-
Hanf und illegalem THC-Hanf wurde 
für Direktbetroffene – Polizei, Dro-
genfahnder, juristische Personen, 
Staatsanwälte, aber auch Verantwort-
liche in der Landwirtschaft – eine 
Umsetzung dieser Bestimmung in der 
Praxis verunmöglicht. 

Diese unbefriedigende Gesetzeslücke 
bedeutet einen hohen Mittel- und 
Personaleinsatz. Eine Lösung für die-
ses ausufernde Problem sehe ich in 
meiner parlamentarischen Initiative, 
der Meldung des Hanfanbaus. Wer 
nicht angemeldet ist und erwischt 
wird, dessen Anlage wird auf eigene 
Kosten geräumt. Ob es um CBD- oder 
THC-Pflanzen geht, braucht dann 
nicht geprüft zu werden. Die Annah-

me eines solchen Gesetzesartikels ist 
klar eine präventive Massnahme. 
Denn mit der hohen Verfügbarkeit des 
Rauschgiftes im THC-haltigen Can-
nabis, sind Schweizer Jugendliche 
beim Cannabiskonsum zum unrühm-
lichen Weltmeister geworden. Nur all-
zu viele jugendliche Kiffer verpassen 
den Anschluss in Schule und Lehr-
betrieb und verbauen sich damit ihre 
Zukunft. 

Die Cannabis-Gesetzgebung 
verhindert eine Unterbindung 
des Handels

Leider muss festgestellt werden, dass 
in verschiedenen Kantonen das 
Betäubungsmittelgesetz – vor allem 
im Bereich des Cannabismissbrauchs 
– nicht mehr durchgesetzt wird. Auch 
hier wurde willentlich oder wegen 
Unkenntnis im National- und Stände-
rat beschlossen, dass 10 Gramm 
Cannabis zum Eigengebrauch zu to-
lerieren sei. Es wurde ausser Acht ge-
lassen, dass je nach Höhe des THC-
Gehalts (Rausch erzeugende Substanz 
im Cannabis) damit bis zu 100 Joints 
gedreht werden und THC-haltige 
Cannabistropfen einen Rausch wie 
hochprozentiger Schnaps erzeugen 
können. 

Dass die Polizei den illegalen Handel 
und Konsum des Betäubungsmittels 
Cannabis mit diesen Bestimmungen 
der Politik nicht mehr unterbinden 
kann, ist verständlich. Sie würden sich 
lächerlich machen, wenn sie mit einer 

Waage unterwegs wären, um zu be-
stimmen, ob die Menge eines Canna-
bisbesitzes mehr oder weniger als 10 
Gramm betragen würde. Auch sind 
die «grossen Fische» nur mit kleinen 
Mengen auf dem Schwarzmarkt anzu-
treffen. Da sich THC- und CBD-
Joints im Aussehen und im Duft des 
nicht unterscheiden, sind auch hier 
den Strafverfolgungsbehörden die 
Hände gebunden. Damit konnte die 
Cannabislegalisierungslobby ein wei-
teres, für sie wichtiges Etappenziel er-
reichen, ohne dass die Schweizer 
Bevölkerung informiert wurde und da-
rüber entscheiden konnte.

Grosse gesellschaftliche Probleme 
auf Grund des legalen Cannabis-
konsums

Die weltweit verknüpften Cannabis-
legalisierungs-Aktivisten werden von 
diversen Milliardären wie George 
Soros finanziell unterstützt und konn-
ten deshalb eine Cannabislegalisie-
rung erreichen. Colorado hat 2012 
Cannabis zum Freizeitgebrauch lega-
lisiert. In den folgenden Jahren erlebte 
das Land eine Zunahme der mit Mari-
huana in Verbindung stehenden Ver-
kehrstodesfälle, der Anrufe wegen 
Vergiftungen und von Notaufnahmen. 
Der Cannabis-Schwarzmarkt in Colo-
rado hat sich massiv vergrössert, nicht 
verringert. Und zahlreiche Mitglieder 
der Cannabis-Regulierungsbehörden 
wurden wegen Korruption angeklagt.

Gemäss Angaben des Colorado De-
partment of Public Safety sind in 
Colorado Verhaftungen von schwar-
zen und Latino-Jugendlichen wegen 
Besitzes und Vertriebs von Cannabis 
oder Marihuana nach der Legalisie-
rung um 58% bzw. 29% angestiegen. 

Es musste festgestellt werden, dass 
sich eine grosse Mehrheit der Canna-
bis-Unternehmen Colorados in 
Regionen, wo mehrheitlich Farbige le-
ben, niederliessen. Eine Studie, wel-
che in der «Washington Post» veröf-
fentlicht wurde, zeigte weitere negati-
ve Auswirkungen der Cannabislegali-
sierung. Studierende mit Zugang zur 
Freizeitdroge Cannabis erhalten im 
Durchschnitt schlechtere Noten und 
bleiben öfters den Vorlesungen fern. 
Seit der Legalisierung von Marihuana 
ist die Anzahl kiffender Jugendlicher 
auf Höchststand angestiegen, 74% hö-
her als der nationale Durchschnitt. 
(Rocky Mountain High Intensity 
Drug Trafficking Area Report). Übri-
gens haben auch andere Staaten in den 
USA wie zum Beispiel Canada ähnli-
che Erfahrungen gesammelt.

Unzählige, wissenschaftlich fundierte 
Studien belegen die negative Aus-
wirkung von Cannabis auf den Körper 
und die Psyche. Der berühmte 
Psychiater und Psychotherapeut 
A. Tauber bringt es nach Jahre langer 
Forschung über die Auswirkungen 
des Cannabiskonsums und Sucht-
behandlungen auf den Punkt: «Vor 
dem Hintergrund aller vorhandenen 
Fakten (Lungenschäden, Amotiva-
tionssyndrom = «Null-Bock-Stim-
mung», Beeinträchtigung der Reak-
tions- und Konzentrationsfähigkeit so-
wie des Kurzzeitgedächtnisses, 
Aggressionen, Gewalt, Depressionen, 
Psychosen, Schizophrenien) ist jede 
Form einer Legalisierung Unfug und 
zum Schaden von Menschen». Des-
halb müssen wir unsere Verant-
wortung zum Wohle unserer Kinder 
und der ganzen Gesellschaft wahrneh-
men und weitere Legalisierungs-
schritte stoppen.

Nationalrätin Andrea Geissbühler, 
Präsidentin Dachverband «Drogenabstinenz 
Schweiz»
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Intern: Wichtige Information
 

Als ehrenamtlich tätige Vereinigung sind wir auf Spenden angewiesen, damit wir zur 
Information der Bevölkerung das EgD-Infobulletin herausgeben können. Aus 
Kostengründen bitten wir Sie uns mitzuteilen (Post- und E-Mail-Adressen s. letz-
te Seite), falls Sie das EgD-Info nicht mehr auf Papier erhalten möchten. Auf un-
serer Website www.elterngegendrogen.ch finden Sie sämtliche EgD-Infos ab 2005 
als PDF, auch die künftigen werden wir dort aufschalten. Herzlichen Dank.

Seit 2016 hat sich die Situation im 
Hanfanbau mit der Zulassung des 
CBD-Hanfs grundlegend verändert, 
und es entstand eine Gesetzeslücke. 
Von direkt betroffenen Behörden-
stellen erhielten wir auf Anfrage fol-
gende Empfehlungen:

«Eine Meldepflicht für den Hanfan-
bau ist insbesondere aus polizeilicher 
Sicht positiv zu beurteilen. Allerdings 
ist eines besonders wichtig, nämlich, 
dass die zuständige kantonale Be-
hörde regelmässig unangemeldete 
Kontrollen bei den Hanfanbauenden 
durchführen kann».

«Mit einer kantonalen Regelung des 
Anbaus von legalem CBD kann ganz 
klar ein präventiver Beitrag zu einer 

Generelle Meldepflicht beim Hanfanbau

INTERNATIONALER  TAG

GEGEN DROGENMISSBRAUCH  UND

ILLEGALEN  DROGENHANDEL

Zum Thema Cannabis organisieren 
wir für Sie gerne Vorträge oder 
Podiumsdiskussionen. Melden Sie 
sich bei Sabina Geissbühler-Strupler,
Präsidentin «Eltern gegen Drogen» 
E-Mail s.g.s@bluewin.ch. 

INTERNATIONALER  TAG

GEGEN DROGENMISSBRAUCH  UND

ILLEGALEN  DROGENHANDEL

Waage unterwegs wären, um zu be-
stimmen, ob die Menge eines Canna-
bisbesitzes mehr oder weniger als 10 
Gramm betragen würde. Auch sind 
die «grossen Fische» nur mit kleinen 
Mengen auf dem Schwarzmarkt anzu-
treffen. Da sich THC- und CBD-
Joints im Aussehen und im Duft nicht 
unterscheiden, sind auch hier den 
Strafverfolgungsbehörden die Hände 
gebunden. Damit konnte die Canna-
bislegalisierungslobby ein weiteres, 
für sie wichtiges Etappenziel errei-
chen, ohne dass die Schweizer Bevöl-
kerung informiert wurde und darüber 
entscheiden konnte.

Grosse gesellschaftliche Probleme 
auf Grund des legalen Cannabis-
konsums

Die weltweit verknüpften Cannabis-
legalisierungs-Aktivisten werden von 
diversen Milliardären wie George 
Soros finanziell unterstützt und konn-
ten deshalb eine Legalisierung in den 
USA erreichen. Colorado hat 2012 
Cannabis zum Freizeitgebrauch lega-
lisiert. In den folgenden Jahren erlebte 
das Land eine Zunahme der mit Mari-
huana in Verbindung stehenden Ver-
kehrstodesfälle, der Anrufe wegen 
Vergiftungen und von Notaufnahmen. 
Der Cannabis-Schwarzmarkt in Colo-
rado hat sich massiv vergrössert, nicht 

verringert. Und zahlreiche Mitglieder 
der Cannabis-Regulierungsbehörden 
wurden wegen Korruption angeklagt. 
Gemäss Angaben des Colorado De-
partment of Public Safety sind in 
Colorado Verhaftungen von schwar-
zen und Latino-Jugendlichen wegen 
Besitzes und Vertriebs von Cannabis 
oder Marihuana nach der Legalisie-
rung um 58 % bzw. 29 % angestiegen. 

Es musste festgestellt werden, dass 
sich eine grosse Mehrheit der Canna-
bis-Unternehmen Colorados in Re-
gionen, wo mehrheitlich Farbige le-
ben, niederliessen. Eine Studie, wel-
che in der «Washington Post» veröf-
fentlicht wurde, zeigte weitere negati-
ve Auswirkungen der Cannabislegali-
sierung. Studierende mit Zugang zur 
Freizeitdroge Cannabis erhalten im 
Durchschnitt schlechtere Noten und 
bleiben öfters den Vorlesungen fern. 
Seit der Legalisierung von Marihuana 
ist die Anzahl kiffender Jugendlicher 
auf Höchststand angestiegen, 74 % hö-
her als der nationale Durchschnitt. 
(Rocky Mountain High Intensity 
Drug Trafficking Area Report). Übri-
gens haben auch andere Staaten in den 
USA und auch Kanada ähnliche Er-
fahrungen gesammelt.

Unzählige, wissenschaftlich fundierte 
Studien belegen die negative Aus-

wirkung von Cannabis auf den Körper 
und die Psyche. Der berühmte 
Psychiater und Psychotherapeut 
A. Tauber bringt es nach jahrelanger 
Forschung über die Auswirkungen 
des Cannabiskonsums und Sucht-
behandlungen auf den Punkt: «Vor 
dem Hintergrund aller vorhandenen 
Fakten (Lungenschäden, Amotiva-
tionssyndrom resp. «Null-Bock-Stim-
mung», Beeinträchtigung der Reak-
tions- und Konzentrationsfähigkeit so-
wie des Kurzzeitgedächtnisses, 
Aggressionen, Gewalt, Depressionen, 
Psychosen, Schizophrenien) ist jede 
Form einer Legalisierung Unfug und 
zum Schaden von Menschen». Des-
halb müssen wir unsere Verant-
wortung zum Wohle unserer Kin-
der und der ganzen Gesellschaft 
wahrnehmen und weitere Legalisie-
rungsschritte stoppen.

Nationalrätin Andrea Geissbühler, Präs. 
Dachverband «Drogenabstinenz Schweiz»

verbesserten Missbrauchsbekämp-
fung geleistet werden.»

«Eine funktionierende Melde- und 
Bewilligungspflicht führt auch zu ei-
ner Verminderung der Polizeiarbeit. 
Bevor das Gesetz (in den drei Kanto-
nen Graubünden, St. Gallen und Tes-
sin) in Kraft getreten ist, war die Poli-
zei gezwungen, bei jedem Hinweis 
auf eine In- oder Outdooranlage die 
aufwändigen strafprozessualen Er-
mittlungen und Massnahmen durch-
zuführen (z.B. Vorabklärungen, Haus-
durchsuchung). Seit die Polizei weiss, 
welche Hanfanlagen behördlich ge-
meldet sind, vereinfacht dies die Ar-
beit der Strafverfolgung in Fällen 
nicht gemeldeter In- und Outdoor-
anlagen auf spürbare Weise». 

«Die generelle Meldepflicht betref-
fend Anbau und die Abgabe von Hanf 
und Hanfprodukten sind zielführend 
und nötig, da es keine nationale Re-
gelung gibt, weder vom Bundesamt 
für Gesundheit, noch vom Bundesamt 
für Landwirtschaft. Deshalb wird emp-
fohlen, auf kantonaler Ebene den zu-
ständigen Behörden jedes Vorhaben 
im Zusammenhang mit dem Anbau 
von Hanf zu melden». 

«Wir sind der Meinung, dass die ge-
nerelle Meldepflicht nicht mit gros-
sem Mehraufwand verbunden wäre. 
Bei Landwirtschaftsbetrieben könnte 
der Hanfanbau auf dem Flächen-
formular ohne grossen Aufwand er-
fasst werden. Diese Gesetzeslücke ist 
deshalb dringend zu schliessen».

«Viele Kantone regeln leider den 
Hanfanbau bis anhin nicht per Gesetz. 
Da die Gesetzeslücke für den illegalen 
Drogenhanfanbau ausgenützt wird, 
um lukrative Geschäfte tätigen zu kön-
nen, muss diese in den Kantonen oder 
noch besser in der ganzen Schweiz be-
hoben werden».
 
Ein Staatsanwalt spricht Klartext 
zum Hanfanbau

Daniel Stehlin, Spezialist der Basler 
Staatsanwaltschaft für Drogenkrimi-
nalität ist einer der wenigen, welcher 
betreffend Hanfanbau Klartext 
spricht. Er sagt, dass seit dem Tolerie-
ren des CBD-Hanfanbaus das Ver-
steckspiel von illegalen THC-Planta-
gen hinter angeblichen CBD-Züch-
tungen für die Behörden kaum noch 
zu managen sei. Denn 2016 startete 
dank CBD ein Cannabis-Boom. Alle 
glaubten damals, jetzt könne man le-
gal kiffen. Entsprechend wurde viel 
CBD angebaut. Wenig später folgte 
der Einbruch, als man merkte, dass 
doch nur sehr wenige Menschen 
CBD-Hanf konsumieren wollen, weil 
die psychoaktive Wirkung ausbleibt. 
Den enormen Überkapazitäten beim 
CBD begegneten Dealer damit, dass 
sie THC-haltiges Gras mit CBD strec-
kten. Das bedeutet, dass von Anfang 
an ein Zusammenwirken beim Züch-
ten von illegalem THC- und legalem 
CBD-Hanf besteht.

Gesetzeslücke bedeutet hohen 
Mittel- und Personaleinsatz

Diese unbefriedigende Gesetzeslücke 
bedeutet einen hohen Mittel- und Per-
sonaleinsatz. Wenn die Polizei vor 
2016 eine Plantage entdeckte, dann 
wurde diese einfach geräumt. Heute 
ist es viel problematischer, weil es ja 
einen legalen Markt für CBD gibt. 
Mengenmässig ist dieses Phänomen 
zum Problem geworden. Denn der 
hier angebaute CBD-Hanf wird sicher 
nicht nur für den Schweizer Markt pro-
duziert. Wenn die Schweiz zum 
Hauptlieferanten für alle Länder wird, 
in denen CBD verboten ist  und das 
sind die meisten in Europa  dann ste-
hen wir als Ermittlungsbehörden vor 
einer gewaltigen Aufgabe. Während-
dem der Eidgenössischen Zollverwal-
tung Anfang 2017 lediglich 5 CBD-
Hanf-Produzenten bekannt waren, 
sind es Ende 2019 insgesamt 665 ge-
wesen. Auch hier stellen wir mit 
Bedauern fest: «Geld regiert die 
Welt.»
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Der Vergleich von Cannabis mit Alkohol ist 
unzulässig

Beanstandungen von CBD-Produkten 

Die Kantonschemiker der Schweiz ha-
ben 2021 in einer gemeinsamen Kam-
pagne Lebensmittel, die Cannabis 
oder Cannabisextrakte sowie CBD 
(Cannabidiol) enthielten, kontrolliert. 
Von 100 untersuchten Produkten wa-
ren 85 zu beanstanden. 73 untersuchte 
Lebensmittel mussten als «nicht si-
cher» eingestuft werden. Zum Schutz 
von Konsumentinnen und Konsu-
menten wurde ein Abgabeverbot ver-
fügt. Die hohe Beanstandungsquote 
zeigt, dass die Verkäufer solcher Le-
bensmittel ihre Pflicht zur Selbst-
kontrolle und damit den Konsumen-
tenschutz nicht oder nur schlecht wahr-
nehmen. Der Verband der Kantons-
chemiker der Schweiz VKCS unter-
suchte 2021 in einer nationalen Kam-
pagne 100 unterschiedliche Lebens-
mittel, die Cannabis oder Canna-
bisextrakte enthalten und durch spezi-
fische CBD-Anpreisungen aufgefal-
len sind. Es wurden Nahrungsergän-
zungsmittel, Hanf-Tees, sonstige Le-
bensmittel wie Kaugummis, Schoko-
lade etc. und Produkte ohne klare Zu-
ordnung, die aber dazu bestimmt sind, 
eingenommen zu werden (wie z.B. 
CBD-Öle), untersucht. 

Ziel der Kampagne war die Beur-
teilung der Verkehrsfähigkeit in Be-

Heute verweisen nicht nur Cannabis-
konsumenten darauf, dass Nikotin 
und Alkohol volkswirtschaftlich weit 
mehr Schaden anrichten. Gesamt-
gesellschaftlich trifft dies zu. Der Ver-
gleich von Substanzen ist jedoch 
schwierig, weil man daraus ableitet, 
dass eine Substanz immer gefährli-
cher sei als eine andere. Tatsächlich 
kann man sich mit Alkohol umbrin-
gen. Das gelingt mit Cannabis nicht, 
es sei denn, man verursache unter 
Einfluss der Droge einen tödlichen 
Autounfall.

Doch die Gefährlichkeit einer Droge 
hängt zu einem nicht geringen Teil 
von der Lebensphase ab, in der man 
sie konsumiert. Neurowissenschafter 
weisen hierbei auf die spezifische 
Wirkung von THC auf das sich entwi-
ckelnde Gehirn hin. THC bindet sich 
an bestimmte Rezeptoren im Gehirn, 
die auch von körpereigenen Stoffen, 
den sogenannten Endocannabinoiden, 
besetzt werden. Da dieses Endo-
cannabinoidsystem an der Steuerung 
wichtiger Hirnreifungsprozesse betei-
ligt ist, kann regelmässiges Kiffen in 
der Adoleszenz infolge einer Überak-
tivierung des Endocannabinoid-
systems die normale Hirnentwicklung 
stören und somit Kognition und 
Motivation langfristig ändern.

Nora Volkow, Direktorin des amerika-
nischen National Institute on Drug 
Abuse, erachtet Cannabis deshalb für 
Teenager als gefährlicher als die lega-
len Drogen Alkohol und Tabak. Im 
Teenageralter geht es darum, zu ler-
nen. Wird dies behindert und fliegt 
man wegen Antriebslosigkeit von der 
Schule, hat dies Auswirkungen aufs 
ganze Leben. Den Preis für den Niko-
tinkonsum bezahlt man vielleicht im 
Alter von 60, wenn man an Lungen-
krebs erkrankt. Was ist schlimmer? 
Die Antwort ist nicht ganz so einfach, 
wie es viele Leute haben wollen, fol-
gert Volkow.

Sollte Cannabis in der Schweiz legali-
siert werden, würde man mit 18 Jah-
ren legal Cannabis kaufen können. 
Doch neurowissenschaftliche For-

«Viele Kantone regeln leider den 
Hanfanbau bis anhin nicht per Gesetz. 
Da die Gesetzeslücke für den illegalen 
Drogenhanfanbau ausgenützt wird, 
um lukrative Geschäfte tätigen zu kön-
nen, muss diese in den Kantonen oder 
noch besser in der ganzen Schweiz be-
hoben werden».
 
Ein Staatsanwalt spricht Klartext 
zum Hanfanbau

Daniel Stehlin, Spezialist der Basler 
Staatsanwaltschaft für Drogenkrimi-
nalität ist einer der wenigen, welcher 
betreffend Hanfanbau Klartext 
spricht. Er sagt, dass seit dem Tolerie-
ren des CBD-Hanfanbaus das Ver-
steckspiel von illegalen THC-Planta-
gen hinter angeblichen CBD-Züch-
tungen für die Behörden kaum noch 
zu managen sei. Denn 2016 startete 

dank CBD ein Cannabis-Boom. Alle 
glaubten damals, jetzt könne man le-
gal kiffen. Entsprechend wurde viel 
CBD angebaut. Wenig später folgte 
der Einbruch, als man merkte, dass 
doch nur sehr wenige Menschen 
CBD-Hanf konsumieren wollen, weil 
die psychoaktive Wirkung ausbleibt. 
Den enormen Überkapazitäten beim 
CBD begegneten Dealer damit, dass 
sie THC-haltiges Marihuana mit CBD 
streckten. Das bedeutet, dass von An-
fang an ein Zusammenwirken beim 
Züchten von illegalem THC- und lega-
lem CBD-Hanf besteht.

Gesetzeslücke bedeutet hohen 
Mittel- und Personaleinsatz

Diese unbefriedigende Gesetzeslücke 
bedeutet einen hohen Mittel- und Per-
sonaleinsatz. Wenn die Polizei vor 

2016 eine Plantage entdeckte, dann 
wurde diese einfach geräumt. Heute 
ist es viel problematischer, weil es ja 
einen legalen Markt für CBD gibt. 
Mengenmässig ist dieses Phänomen 
zum Problem geworden. Denn der 
hier angebaute CBD-Hanf wird sicher 
nicht nur für den Schweizer Markt pro-
duziert. Wenn die Schweiz zum 
Hauptlieferanten für alle Länder wird, 
in denen CBD verboten ist – und dies 
betrifft die meisten Länder in Europa 
– dann stehen die Schweizer Ermitt-
lungsbehörden vor einer gewaltigen 
Aufgabe. Währenddem der Eidge-
nössischen Zollverwaltung Anfang 
2017 lediglich fünf CBD-Hanf-Pro-
duzenten bekannt waren, sind es Ende 
2019 insgesamt 665 gewesen. Auch 
hier stellen wir mit Bedauern fest: 
«Geld regiert die Welt.»

zug auf die Zusammensetzung, insbe-
sondere die Einhaltung der THC-
Höchstwerte und unerlaubte CBD-
Heilanpreisungen. 

Die Untersuchungsergebnisse mit ei-
ner Beanstandungsquote von 85 % zei-
gen eine desolate Situation in der die 
Marktakteure ihre Selbstkontrolle, zu 
der sie rechtlich verpflichtet sind, un-
zureichend oder gar nicht wahrneh-
men. Für 73 Produkte musste zum 
Schutze von Konsumentinnen und 
Konsumenten ein Abgabeverbot aus-
gesprochen werden. Für diese Pro-
dukte kann eine Gesundheitsgefähr-
dung nicht ausgeschlossen werden – 
sie sind lebensmittelrechtlich «nicht si-

cher». 28 Produkte waren gesund-
heitsgefährdend, so dass Warenrück-
rufe angeordnet wurden. Produkte 
wie CBD-Öle, die Cannabisextrakte 
mit hohem CBD-Anteil enthalten, wa-
ren am stärksten von Abgabeverboten 
betroffen: 43 der 46 analysierten Pro-
dukte. Die Abgabeverbote und 
Rückrufe mussten wegen zu hoher 
THC-Gehalte oder der Verwendung 
nicht bewilligter Hanfextrakte ausge-
sprochen werden. 

In erster Linie sind nun die Inver-
kehrbringer gefordert, eine Verbes-
serung der Situation zu bewerkstelli-
gen. An den kantonalen Lebensmittel-
kontrollbehörden ist es, dafür zu sor-
gen, dass dem Konsumentenschutz 
auch in Bezug auf Hanfprodukte 
Rechnung getragen wird. Cannabis, 
CBD und THC Hanfpflanzen enthal-
ten Cannabinoide. Diese kommen vor 
allem in den Blütenständen vor. Die 
bekanntesten Cannabinoide sind 
Delta-9-Tetrahydrocannabinol (THC) 
und Cannabidiol (CBD). THC ist für 
die psychotropen Wirkungen von 
Hanf verantwortlich und ist in Le-
bensmitteln strikt reguliert. Landwirt-
schaftlicher Hanf enthält nur wenig 
THC. Eine Aufnahmemenge von we-
niger als 0.070 mg pro erwachsene 

Person und Tag wird als sicher ange-
sehen. CBD wird in Medikamenten 
und nur auf ärztliche Verschreibung 
verwendet. Toxikologische Studien 
haben gezeigt, dass CBD schädliche 
Auswirkungen auf die Leber, das Ver-
dauungssystem und die Fruchtbarkeit 
haben kann. CBD kann auch zu 
Schläfrigkeit und Lethargie führen. 
Nach aktuellen toxikologischen Be-
wertungen sollte bei Erwachsenen ei-
ne orale Tagesdosis von 12 mg nicht 
überschritten werden (vgl. Bundes-
amt für Lebensmittelsicherheit und 
Veterinärwesen). 

Die Kontrolle von Lebensmitteln und 
Gebrauchsgegenständen wird von den 
Kantonen durchgeführt, die umfang-
reiche Inspektionen und Labor-
analysen durchführen. Unter der 
Leitung der Kantonschemikerinnen 
und Kantonschemiker sorgen sie für 
die Einhaltung der gesetzlichen Vor-
schriften und gewährleisten so die 
Lebensmittelsicherheit und den Kon-
sumentenschutz. 

Kommentar EgD-Info: Auch hier 
zeigt sich die Gesetzeslücke, welche 
durch den legalen CBD-Hanfanbau 
2016 entstanden ist. Da es um lukrati-
ve Geschäfte geht, muss diesem skru-
pellosen Treiben mit einem griffigen 
Gesetz Einhalt geboten werden!

Foto: zvg
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Die Viersäulenpolitik des Bundes-
rats existiert eigentlich nur auf dem 
Papier. Die Säule «Prävention» be-
schränkt sich nur auf legale Sucht-
mittel wie Alkohol und Tabak. Oder 
haben Sie schon einmal ein Plakat be-
treffend Cannabis-Prävention gese-
hen? Dies obschon die Schweizer Kif-
fer die internationale Rangliste anfüh-
ren und deshalb Handlungsbedarf be-
steht. Bei der Säule «Therapie» wer-
den das Versprechen an die Bevölke-
rung und der Artikel 1a im Betäu-
bungsmittelgesetz, nämlich das Ziel 
der Abstinenz, nicht einmal erwähnt. 
Hier hat sich die Drogenlegalisie-
rungslobby einmal mehr durchge-
setzt, indem sie Schadensminde-
rungsmassnahmen als Alibiübung der 
Therapie-Säule zugeschrieben haben. 
Auch die «Repression» wird durch 
das unsinnige Betäubungsmittel-
gesetz fast verunmöglicht. Die 
Polizeiarbeit wird geradezu lächerlich 
gemacht. Polizisten/Polizistinnen 
müssten eigentlich mit einer Waage 
unterwegs sein und auf der Strasse 
Urinproben verlangen! (Im Kanton 
Bern ist der Speicheltest nicht er-
laubt.) So müssen wir feststellen, dass 
in der Realität eigentlich nur eine Säu-
le der Drogenpolitik, nämlich die 
«Schadensminderung», umgesetzt 
wird. Sie verschlingt Millionen von 
Steuergeldern, ohne dass der Bevöl-
kerung transparente Wirkungsziele 
aufgezeigt werden können. Wo bleibt 
da der Protest unserer Volksver-
treter/-innen?   Bild: bag.admin.ch

Spendenaufruf
Die Schweizerische Vereinigung Eltern gegen Drogen hält Sie über die 
Drogenproblematik auf dem Laufenden. Um unsere Aufgaben erfüllen zu 
können, sind wir jedoch auch auf finanzielle Unterstützung angewiesen. 
Wir freuen uns deshalb sehr über Ihre Spende auf PC 30-7945-2.
Herzlichen Dank für Ihre Mithilfe zugunsten unserer Vereinigung!

Mehr Spitalbehandlungen infolge von Cannabiskonsum

INTERNATIONALER  TAG

GEGEN DROGENMISSBRAUCH  UND

ILLEGALEN  DROGENHANDEL

Zum Thema Cannabis organisie-
ren wir für Sie gerne Vorträge oder 
Podiumsdiskussionen. 

Melden Sie sich direkt bei 
Sabina Geissbühler-Strupler, 
Präsidentin «Eltern gegen Drog-
en», E-Mail s.g.s@bluewin.ch. 

Eine Studie zeigt: Die Zahl der Kran-
kenhausaufenthalte in Deutschland 
nach Cannabiskonsum ist deutlich ge-
stiegen. Innert knapp zwei Jahrzehn-
ten hat sich der Wert vervielfacht und 
die Zahl der Krankenhausbehandlun-
gen infolge von Cannabiskonsum ist 
deutlich gestiegen. Das zeigen Be-
handlungsdaten des Statistischen 
Bundesamts für die Jahre 2000 bis 
2018, die Forscher der Universitäts-
klinik Ulm ausgewertet haben. Die 

Person und Tag wird als sicher ange-
sehen. CBD wird in Medikamenten 
und nur auf ärztliche Verschreibung 
verwendet. Toxikologische Studien 
haben gezeigt, dass CBD schädliche 
Auswirkungen auf die Leber, das 
Verdauungssystem und die Frucht-
barkeit haben kann. CBD kann 
auch zu Schläfrigkeit und Lethar-
gie führen. Nach aktuellen toxikolo-
gischen Bewertungen sollte bei Er-
wachsenen eine orale Tagesdosis von 
12 mg nicht überschritten werden 
(vgl. Bundesamt für Lebensmittelsi-
cherheit und Veterinärwesen). Die 
Kontrolle von Lebensmitteln obliegt 
den Kantonen, die umfangreiche Ins-

pektionen und Laboranalysen durch-
führen. Unter der Leitung der Kan-
tonschemikerinnen und Kantonsche-
miker sorgen sie für die Einhaltung 
der gesetzlichen Vorschriften und ge-
währleisten so die Lebensmittel-
sicherheit und den Konsumenten-
schutz. 

 Auch hier zeigt 
sich die Folgen der Gesetzeslücke, 
welche durch den legalen CBD-Hanf-
anbau im Jahr 2016 entstanden ist. Da 
es um lukrative Geschäfte geht, muss 
diesem skrupellosen Treiben mit ei-
nem griffigen Gesetz Einhalt geboten 
werden!

Kommentar EgD:

Immer wieder erhalte ich Erlebnis-
berichte von jungen Menschen, wel-
che die negativen Auswirkungen bei 
ihren Mitschülern beschreiben: «Die 
negativen Folgen des regelmässigen 
Kiffens ist ein grosses Problem an 
Schulen! Meine ersten Eindrücke von 
Jugendlichen unter dem Einfluss des 
Drogenhanfs konnte ich schon wäh-
rend meiner Sekundarschulzeit, da-
mals noch ausserhalb der Stadt, mit 14 
Jahren machen. Mit 16 Jahren wech-
selte ich nach Zürich an die Kantons-
schule. Ich wurde mit zwei jener bei 
mir bereits bekannten Kiffern aus un-
serem Dorf in dieselbe Klasse einge-
teilt. Meiner Meinung nach waren sie 
es, welche Cannabis in unsere Klasse 
brachten. Die Leistungsanforderun-
gen im Gymnasium waren recht hoch. 
Zu Beginn gingen wir einzeln 
Mittagessen. Mit der Zeit sass jedoch 

Studie wurde im European Journal of 
Public Health veröffentlicht. Sie 
zeigt, dass sich die Zahl der stationä-
ren Krankenhausbehandlungen von 
Menschen mit psychischen Störungen 
in Folge von Cannabiskonsum bis 
2018 fast versechsfacht hat. Gab es im 
Jahr 2000 noch rund 3400 solcher 
Klinikaufenthalte in Deutschland, wa-
ren es im Jahr 2018 etwa 19'100. Be-
handlungen aufgrund von Alkohol-
abhängigkeit oder Schizophrenie sei-

en in diesem Zeitraum dagegen nicht 
gestiegen, hiess es. Die Forscher er-
klären sich den Anstieg der Behand-
lungen mit der besseren Verfügbar-
keit und dem zunehmenden Konsum 
von Cannabis in der Bevölkerung. 
Zudem sei der Gehalt des psychoakti-
ven Stoffes Tetrahydrocannabinol 
(THC) zum Teil sehr stark gestiegen.

ZEIT Online / dpa, 30. Januar 2022

Kiffen: Beobachtungen eines Schülers

die ganze Klasse mittags am See, und 
der Joint wanderte jeden Mittag durch 
die Runde. Auch abends vor dem 
Zubettgehen wurde der ‹Gutenacht-
Ofen› angezündet. Im Unterricht wirk-
ten die Betroffenen unaufmerksam 
und abwesend. Die Kiffer wurden in 
den Prüfungen immer schlechter und 
am Ende der Probezeit mussten sich 
sieben von ihnen verabschieden. So 
kehrte auch eine gewisse Ruhe in unse-
re Klasse ein. Heute konsumiert eine 
Frau täglich Cannabis. Ein Mitschüler 
raucht unregelmässig (etwas einmal 
monatlich) einen Joint. Die Bilanz in 
unserer Klasse: Zu Beginn waren wir 
27 Schüler/-innen, nach der Probezeit 
noch 18. Von neun Abgängen waren 
acht Kiffer. Die meisten unserer 
Klasse werden dieses Jahr 20 Jahre alt 
und schliessen die Schule mit der 
Matura ab.»Foto: zvg

Foto: zvg



INTERNATIONALER  TAG

GEGEN DROGENMISSBRAUCH  UND

ILLEGALEN  DROGENHANDEL

Zum Thema Cannabis sowie zu 
aktuellen Aspekten rund um Cannabis 
Social Clubs und der Cannabisfrei-
gabe organisieren wir für Sie gerne 
Vorträge oder Podiumsdiskussionen. 

Falls Sie Interesse haben, melden Sie 
sich bitte bei Frau Sabina Geissbühler-
Strupler, Präsidentin Eltern gegen 
Drogen: E-Mail s.g.s@bluewin.ch. 

Weiterführende Informationen finden 
Sie ebenfalls auf unserer Website unter 
www.elterngegendrogen.ch.

Für Fragen und Anmerkungen stehen 
wir Ihnen gerne jederzeit zur Verfü-
gung. Wir freuen uns auf Ihre Kontakt-
aufnahme.

Herzlichen Dank!
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Michelle Halbheer: «Platzspitzbaby», 
Wörterseh Verlag 2015, 224 Seiten, 
Taschenbuch, ISBN: 978-3-03763-304-5

Eine weitere «Überlebenshilfe» mit Morphinpräparaten 
wird fälschlicherweise zur «Therapie» erklärt

Weil in den Heroinabgabe-Institu-
tionen seit Jahren das Ziel der Reduk-
tion von Heroin bis zur Abstinenz ver-
nachlässigt, ja aufgegeben wurde, und 
die Klientel die Menge des medizini-
schen Heroins oder andere Ersatz-
drogen selbst bestimmen kann, sind 
für die süchtigen Menschen die ge-
genwärtigen Lieferengpässe ver-
ständlicherweise einschneidend. So 
fehlt das Morphinpräparat Sevre 
Long. An Drogenabgabestellen, zum 

Beispiel im Raum Basel, können die 
Personen entweder eine kontrollierte 
Menge der Substanz oder aber ein 
Ersatzprodukt beziehen. Das Ziel ist: 
Entzugserscheinungen verhindern 
und den Beschaffungsdruck reduzie-
ren.

In Basel-Stadt befinden sich aktuell 
1145 Personen in einem Substitu-
tionsprogramm. 983 davon lassen 
sich aufgrund einer Heroinsucht be-

handeln – und das, ohne Heroin zu 
konsumieren. Wer nun an die Metha-
donbehandlung denkt, liegt nicht 
falsch. Noch immer wird Methadon 
laut Bundesamt für Gesundheit an 
rund 18'000 Personen in der Schweiz 
abgegeben. Jedoch steigt der Anteil 
der Klientinnen und Klienten, die 
Sevre Long erhalten. Rund ein Drittel 
der Betroffenen soll das Präparat ein-
nehmen. Dieses Morphin hat laut An-
gaben weniger Nebenwirkungen und 

In einem kurzen Medienbericht des 
Bundesamtes für Gesundheit (BAG) 
vom 24. November 2021 ist zu lesen, 
dass der Bundesrat nach dem Vor-
schlag von sogenannten Fachleuten 
beschlossen habe, die 2020 klamm-
heimliche Einführung einer wöchent-
lichen Abgabe von sieben Tagesdosen 
von medizinischem Heroin bis Ende 
März 2023 weiterzuführen. Bis anhin 
waren die meisten Fachleute der Mei-
nung, dass süchtige Menschen nicht fä-
hig seien, die Suchtmittel einzuteilen. 
Begründet wurde die Änderung der 
Abgabepraxis damit, dass dies das 
Risiko einer Infektion mit Covid-19 
minimieren könne.

Diese Massnahme widerspricht allen 
Forderungen und allen Bezeugungen, 
die für eine Heroinabgabe bis anhin ge-
golten haben. So steht im Handbuch 
des BAG zur heroingestützten Be-
handlung vom September 2000, dass 
durch die tägliche Abgabe von medi-
zinischem Heroin, die ärztlich verord-
neten Substanzen unter Sichtkontrolle 
und unter Aufsicht des Pflegeteams in-
jiziert werden müssten. Somit könn-
ten die Klienten täglich gesehen und 
ihre Befindlichkeit oder auch Verhal-
tensauffälligkeiten kontinuierlich be-
obachtet werden. Schwerpunktmässig 
handle es sich in der Abgabe um die 
folgenden Aufgaben und Ziele: 
Training eines adäquaten sozialen und 
zwischenmenschlichen Verhaltens in 
der Abgabe; sichere und hygienisch 

Die wöchentliche Heroinabgabe an Süchtige, 
ein katastrophaler Entscheid!

einwandfreie Injektionstechnik; ge-
steigertes Gesundheitsbewusstsein; 
Förderung des Gesundheitsverhal-
tens; sowie Beurteilung des Beikon-
sums. 

Auch waren sich die meisten Fach-
leute einig, dass süchtige Menschen 
nicht fähig seien, die Suchtmittel ein-
zuteilen. Nun plötzlich soll es – 
«Dank» der Pandemie – möglich sein, 
Wochenrationen abzugeben. Wie vie-
le dieser staatlichen, von unseren 
Krankenkassen bezahlten Betäu-
bungsmittel auf dem Schwarzmarkt 
landen, scheint niemanden mehr zu in-
teressieren. Diesen gravierenden Pa-
radigmenwechel bei der heroinge-
stützten Behandlung (HeGeBe), wie 
er seit 2020 stattfindet, ist treffend in 
der 2003 erschienen Dissertation zu 
diesem Thema von Martin Hosek be-
schrieben: Das medizinische Heroin 
und das Spritzen vor Ort ist zeitlich 
wie finanziell nicht das überwiegende 
Therapieelement. Für die psychoso-
ziale Betreuung und die ärztliche 
Begleitbehandlung wird ein grosser 
Aufwand betrieben. Im Rahmen der 
HeGeBe beschränkt sich die Heroin-
abgabe (Substitutionstherapie) also 
mitnichten auf die Versorgung mit 
Opiaten. Der regelmässige Kontakt 
der medizinischen und sozialberufli-
chen Fachleute mit den Klienten in 
den Behandlungszentren ist die 
Plattform für eine anspruchsvolle so-
zialpädagogische und therapeutische 

Kleinarbeit, die ein hohes Mass an 
Verbindlichkeit einfordert. 

Nach wie vor un-
terscheidet sich die staatliche Abgabe 
von Betäubungs- und Suchtmitteln 
von allen anderen Behandlungs- und 
Betreuungsstrategien. Denn die 
Klienten erhalten die gleiche, zwar rei-
ne Substanz, von welcher sie abhän-
gig und krank sind. Hier wird nicht ei-
ne Heilbehandlung (Therapie) ange-
wandt, sondern lediglich Leiden meist 
lebenslang verlängert. Das anvisierte 
Ziel dieser fragwürdigen Abgaben 
von sieben Tagesdosen Diacetylmor-
phin an heroinsüchtige Menschen 
scheint nun nicht (mehr) eine gesund-
heitliche Verbesserung, sondern eine 
strategische Vorbereitungshandlung 
für eine spätere Drogenlegalisierung 
zu sein. Diese wöchentliche Heroin-
abgabe ist für die süchtigen Menschen 
eine Katastrophe, denn diese Mass-
nahme zeigt ihnen, dass ihre Situation 
sowieso nicht mehr verbessert werden 
kann. Da für diesen kleinen Prozent-
satz drogenabhängiger Menschen – 
durch ihr jahrelanges Verbleiben in 
der Sucht – Steuergelder von hunder-
ten von Millionen ausgegeben werden 
und mit dem neuen Beschluss die 
Betreuung massiv reduziert wird, müs-
sen dringend im Bund, aber auch in 
den Kantonen bei den Drogenabgabe-
institutionen Stellen abgebaut wer-
den, damit die Krankenkassen entlas-
tet werden. 

Kommentar EgD: 

wird ebenso wie Methadon oral einge-
nommen. 

Die Sprecherin des Basler Gesund-
heitsdepartements sagt auf Anfrage: 
«Wir geben bei den Morphinpräpa-
raten den Behandlungsstellen unbüro-
kratisch eine Ausnahmebewilligung 
für andere alternative Medikamente, 
wie z.B. Kapanol.» Diese Kapseln 
wurden einerseits von Swissmedic 
nur vorübergehend, ohne eigentliche 
Zulassungsbewilligung, gutgeheis-
sen. Andererseits ist es fragwürdig, ob 
die Krankenkassen die Kostenüber-
nahme für die Morphin-Ersatz-Präpa-
rate überhaupt übernehmen werden. 
Denn deren Kosten sind massiv höher.

Auch hier scheint eine Legalisierung 
aller Betäubungsmittel vorbereitet zu 
werden wie im Editorial beschrieben

Quelle: Silvana Schreier, bz (Zeitung für die 
Region Basel), 24. November 2021

 Eigentlich bedeu-
tet eine Therapie eine Heilbehand-
lung, was – wie wir aus jahrelanger 
Erfahrung feststellen müssen – bei der 
Heroin-, Morphin- oder Methadon-
abgabe eindeutig nur eine Überle-
benshilfe ist. Diese dauert meist ein 
Leben lang; der Wille zum Ausstieg 
ist weder bei den Klientinnen und 
Klienten noch bei den Angestellten 
der Abgabestellen vorhanden. Das 
Morphinpräparat Sevre Long kostet 
per Packung (30 Stück à 200 mg) 35 
Franken. Kapanol fällt monatlich mit 
Fr. 127.30 zu buche. Als Off-Label, 
d.h. ohne Zulassung von Swissmedic, 
wäre eine Kostenübernahme für eine 
Krankenkasse nicht verpflichtend! 
Diese Situation betreffend Liefereng-
pässen wäre eine Chance, die süchti-
gen Menschen für einen Ausstieg und 
eine abstinenzorientierte Therapie zu 
motivieren, und sie auf dem Weg aus 
der Abhängigkeit in die Freiheit zu be-
gleiten.

Kommentar EgD:
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Drogenprobleme? 
Wir können dir helfen!

Besuche ein Meeting in deiner 
Nähe (Aargau, Basel, Bern, Grau-
bünden, Luzern, Solothurn, 
Schaffhausen, Schwyz, Solothurn, 
St. Gallen, Zürich).
Helpline: 0840 12 12 12
www.narcotics-anonymous.ch

INTERNATIONALER  TAG

GEGEN DROGENMISSBRAUCH  UND

ILLEGALEN  DROGENHANDEL

Zum Thema Cannabis organisieren 
wir für Sie gerne Vorträge oder 
Podiumsdiskussionen. Melden Sie 
sich bei Sabina Geissbühler-Strupler,
Präsidentin «Eltern gegen Drogen» 
E-Mail s.g.s@bluewin.ch. 

INTERNATIONALER  TAG
GEGEN DROGENMISSBRAUCH  UND
ILLEGALEN  DROGENHANDEL

Zum Thema Cannabis sowie zu 
aktuellen Aspekten rund um Cannabis 
Social Clubs und der Cannabisfrei-
gabe organisieren wir für Sie gerne 
Vorträge oder Podiumsdiskussionen. 

Falls Sie Interesse haben, melden Sie 
sich bitte bei Frau Sabina Geissbühler-
Strupler, Präsidentin Eltern gegen 
Drogen: E-Mail s.g.s@bluewin.ch. 

Weiterführende Informationen finden 
Sie ebenfalls auf unserer Website unter 
www.elterngegendrogen.ch.

Für Fragen und Anmerkungen stehen 
wir Ihnen gerne jederzeit zur Verfü-
gung. Wir freuen uns auf Ihre Kontakt-
aufnahme.

Herzlichen Dank!

Spendenaufruf
Die Schweizerische Vereinigung 
Eltern gegen Drogen hält Sie über 
die Drogenproblematik auf dem 
Laufenden. Um unsere Aufgaben er-
füllen zu können, sind wir jedoch 
auch auf finanzielle Unterstützung 
angewiesen. Wir freuen uns des-
halb sehr über Ihre Spende auf 
PC 30-7945-2.

Während bei uns für Heroinsüchtige 
und Kifferinnen und Kiffer Millionen 
von Steuerfranken zur Unterstützung 
ihrer Süchte ausgegeben werden, fehlt 
es am politischen Willen, das isländi-
sche Gesundheits- und Präventions-
projekt zu implementieren, obschon 
dieses erstaunliche Ergebnisse vor-
weisen kann: Von 1998 bis 2018 ist 
der Anteil der Jugendlichen zwischen 
15 und 16 Jahren, die übermässig viel 
Alkohol konsumierten, von 42 auf 6 
Prozent, der Anteil der Cannabisrau-
chenden von 17 auf 7 Prozent und die 
Zahl der regelmässigen Zigaretten-
raucher/-innen von 23 auf 2 Prozent 
gesunken. 

Neben diesen positiven Auswirkun-
gen auf den Suchtmittelkonsum konn-
ten auch beim Zusammenleben und 
dem psychischen, physischen und so-
zialen Wohlbefinden erstaunliche 
Resultate erzielt werden: Weniger 
Mobbing, Vandalismus, Gewalt, 
Diebstähle und Verbesserung der 
Stressresistenz. Das Projekt basiert 
auf drei untrennbaren Pfeilern und 
bezieht die Eltern, die Schulen und 
die Gemeinden gleichermassen mit 
ein: 

1. Kinder und Jugendliche können aus 
einer breiten Palette von Aktivitäten 

auswählen, die ihnen kostenlos er-
möglicht werden: Musik, Tanz, Sport, 
Malen, Werken, Kampfsportarten 
usw. Dank viel Bewegung und Spass 
können die Kinder Stress und Ängste 
abbauen und positive Erfahrungen – 
natürliche «highs» –  erleben. 

2. Eltern werden ermutigt, viel Zeit 
mit ihren Jugendlichen zu verbringen. 
Sie unternehmen mit ihren Kindern 
viel und begleiten sie bei ihren 
Aktivitäten. Eltern und Schulen arbei-
ten eng zusammen. 

3. Die am Projekt beteiligten Städte 
und Gemeinden legen die folgenden 
Bestimmungen fest: Keine Werbung 
für Suchtmittel, Alterslimiten für lega-
le Suchtmittel (Zigaretten ab 18 Jah-

ren, Alkohol ab 20 Jahren). Eltern hel-
fen mit, dass diese Anweisungen ein-
gehalten werden. So werden hilfrei-
che Rahmenbedingungen geschaffen, 
damit sich Jugendliche gesundheits-
bewusst entfalten können. 

Wie lange geht es wohl, bis die Legali-
sierungslobby in der Schweiz in ihren 
Bestrebungen gestoppt und einem um-
fassenden Gesundheits- und Präven-
tionsprojekt zum Durchbruch verhol-
fen wird?
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Eindringlicher Appell an Ärzte, Sozialarbeitende, 
Lehrpersonen, Eltern, Behördenmitglieder, Politiker/
-innen: Stoppt die Legalisierungslobby und unterstützt 
dieses Gesundheits- und Präventivprojekt!
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Unterstützen Sie die Tätigkeiten von «Eltern gegen Drogen» mit einer Spende: PC 30-7945-2
IBAN CH48 0900 0000 3000 7945 2    Wir danken Ihnen für Ihre wertvolle Unterstützung!

wird ebenso wie Methadon oral einge-
nommen. 

Die Sprecherin des Basler Gesund-
heitsdepartements sagt auf Anfrage: 
«Wir geben bei den Morphinpräpa-
raten den Behandlungsstellen unbüro-
kratisch eine Ausnahmebewilligung 
für andere alternative Medikamente, 
wie z.B. Kapanol.» Diese Kapseln 
wurden einerseits von Swissmedic 
nur vorübergehend, ohne eigentliche 
Zulassungsbewilligung, gutgeheis-
sen. Andererseits ist es fragwürdig, ob 
die Krankenkassen die Kostenüber-
nahme für die Morphin-Ersatz-Präpa-
rate überhaupt übernehmen werden. 

Denn deren Kosten sind massiv höher. 
Auch hier scheint eine Legalisierung 
aller Betäubungsmittel vorbereitet zu 
werden wie im Editorial beschrieben

Quelle: Silvana Schreier, bz (Zeitung für die 
Region Basel), 24. November 2021

 Eigentlich bedeu-
tet eine Therapie eine Heilbehand-
lung, was – wie wir aus jahrelanger 
Erfahrung feststellen müssen – bei der 
Heroin-, Morphin- oder Methadon-
abgabe eindeutig nur eine Überle-
benshilfe ist. Diese dauert meist ein 
Leben lang; der Wille zum Ausstieg 
ist weder bei den Klientinnen und 

Kommentar EgD:

Klienten noch bei den Angestellten 
der Abgabestellen vorhanden. Das 
Morphinpräparat Sevre Long kostet 
per Packung (30 Stück à 200 mg) 35 
Franken. Kapanol fällt monatlich mit 
Fr. 127.30 zu buche. Als Off-Label, 
d.h. ohne Zulassung von Swissmedic, 
wäre eine Kostenübernahme für eine 
Krankenkasse nicht verpflichtend! 
Diese Situation betreffend Liefereng-
pässen wäre eine Chance, die süchti-
gen Menschen für einen Ausstieg und 
eine abstinenzorientierte Therapie zu 
motivieren, und sie auf dem Weg aus 
der Abhängigkeit in die Freiheit zu be-
gleiten.
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Unterstützen Sie uns!
Als Mitglied erhalten Sie vierteljährlich unser Informationsbulletin, das Sie über aktuelle Themen auf dem Laufenden 
hält. Mit Ihrem Beitrag unterstützen Sie die Anliegen der Schweizerischen Vereinigung Eltern gegen Drogen.

Einzelmitglied (Jahresbeitrag Fr. 30.–)

Ehepaar-Mitglied (Jahresbeitrag Fr. 50.–)

Gönner (Beitrag nach freiem Ermessen)

Ich will das Info-Bulletin EgD info abonnieren. (Fr. 20.–)

Ich möchte eine Spende tätigen. Bitte senden Sie mir einen 
Einzahlungsschein zu. (PC 30-7945-2)

Name, Vorname
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PLZ / Ort

Datum / Unterschrift
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«Der Cannabis-Anbau ist ein sehr einträgliches Geschäft»

Der Berner Staatsanwalt Sandro 
Righetti sagt, weshalb die Ermittler 
illegale Plantagen lieber gleich räu-
men lassen, als die Netzwerke da-
hinter zu zerschlagen.

Herr Righetti, Sie haben mehrere 
Strafuntersuchungen gegen Betreiber 
von Hanfplantagen geführt. Lohnt 
sich der Aufwand eigentlich?

Die Strafverfolgung muss dem Anbau 
von Drogenhanf einen Riegel schie-
ben, solange dieser verboten ist. Wenn 
man die grossen Gewinne sieht, die 
mit den Anlagen erzielt werden, halte 
ich das Eingreifen für gerechtfertigt.

Ist das Geschäft denn so lukrativ?

Der Anbau von Cannabis ist ein sehr 
einträgliches Geschäft mit hohen 
Margen. Und im Gegensatz zum 
Geschäft mit harten Drogen ist, gera-
de für Ersttäter, das Risiko für eine un-
bedingte Freiheitsstrafe viel kleiner.

Funktioniert das Geschäft mit Canna-
bis denn getrennt von jenem mit har-
ten Drogen wie Kokain und Heroin?

Die Betreiber von Hanfplantagen ha-
ben in der Regel nichts mit harten 
Drogen zu tun. Anders ist es bei jenen, 

welche die Drogen an die Endkunden 
verkaufen. Die Dealer haben teilweise 
einen «Gemischtwarenladen».

Gibt es bei den Herstellern eine strikte 
Trennung von THC-haltigem Hanf 
und legalem CBD-Hanf?

Seit dem Aufkommen des Geschäfts 
mit dem CBD-Hanf hatten wir mehre-
re Fälle, in denen Produzenten auch 
Drogenhanf angebaut hatten. Es ist of-
fen, wie gross die Überschneidung der 
beiden Branchen ist – wir kennen nur 
die Fälle, bei denen auch THC-
haltiges Cannabis angebaut wurde. 
Dass die beiden Produkte so ähnlich 
sind, ist für uns jedoch eine Heraus-
forderung.

Weshalb? Die Pflanzen lassen sich ja 
mit Tests unterscheiden.

Das schon. Aber CBD-Hanf dient vie-
len illegalen Produzenten als Feigen-
blatt. Die Ausrüstung – Töpfe, Be-
leuchtung, Lüftung und Dünger – ist 
praktisch die gleiche. Ich habe es 
mehrmals erlebt, dass Produzenten 
von Drogenhanf behaupteten, sie hät-
ten bisher nur CBD-Hanf angebaut. 
Wenn die Ernte bereits verkauft wur-
de, ist es für uns schwierig, das Ge-
genteil zu beweisen. Vor dem Trend 

zum CBD-Anbau hatten wir dieses 
Problem nicht.

Stimmt es eigentlich, dass Indoor-
Hanfplantagen manchmal wegen ih-
res hohen Stromverbrauchs für Be-
leuchtung und Lüftung auffliegen?

Es ist nicht so, dass uns die Elektrizi-
tätswerke Kunden mit verdächtig ho-
hem Stromverbrauch melden. Wenn 
die Ermittler bereits einen Anfangs-
verdacht haben, können Stromrech-
nungen aber als Indiz für den Betrieb 
einer Indoorplantage beigezogen wer-
den.

Adrian Hopf-Sulc, Berner Zeitung, 
28. Dezember 2021

Ich bestelle die kostenlose Broschüre «Cannabis – Informationen über die Droge, 
ihre Wirkung und ihre Auswirkungen auf Körper und Psyche»

Foto: zvg


